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58. Als §§ 89a und 89b werden eingefügt:

Vollstreckbare Ausfertigungen 
§ 89a

(1) Die Vollstreckung erfolgt aufgrund einer mit der Voll­
streckungsklausel versehenen Ausfertigung des Vollstreckungs­
titels (vollstreckbare Ausfertigung).

(2) Die Vollstreckungsklausel soll folgenden Wortlaut haben: 
„Diese Ausfertigung wird dem/der (Bezeichnung der Prozeßpar­
tei) zum Zwecke der Vollstreckung erteilt“.
Die Vollstreckungsklausel zum gerichtlichen Titel ist vom 
Sekretär zu unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel zu 
versehen.

(3) Der Sekretär hat die Erteilung einer vollstreckbaren 
Ausfertigung auf der Urschrift des Vollstreckungstitels zu 
vermerken.

§ 89b
(1) Eine weitere vollstreckbare Ausfertigung darf derselben 

Prozeßpartei nur auf deren Antrag erteilt werden. Sofern nicht 
die zuerst erteilte vollstreckbare Ausfertigung zurückgegeben 
wurde, soll der Schuldner .vor der Erteilung der weiteren 
vollstreckbaren Ausfertigung vom Sekretär gehört werden.

(2) Eine vollstreckbare Ausfertigung kann vom Sekretär auf 
Antrag des Gläubigers für den Rechtsnachfolger des im Voll­
streckungstitel bezeichneten Gläubigers oder gegen den Rechts­
nachfolger des im Titel bezeichneten Schuldners erteilt werden, 
wenn die Rechtsnachfolge offenkundig oder vom Gläubiger 
durch Urkunden nachgewiesen ist Der Grund der Rechtsnach­
folge ist in der Vollstreckungsklausel anzugeben.

(3) Eine weitere vollstreckbare Ausfertigung ist ausdrücklich 
als solche zu bezeichnen; sie ist dem Schuldner zuzustellen. Die 
Bestimmungen des § 89a Abs. 3 und des § 90 Abs. 1 finden 
Anwendung.

59, § 90 Abs. 1 erhält folgende Fassung; Abs. 3 wird aufgehoben:

(1) Die Vollstreckung darf erst nach Zustellung der im § 88 
Abs. 1 genannten Vollstreckungstitel erfolgen. Einstweilige An­
ordnungen und Arrestbefehle können bereits vor Zustellung und 
Rechtskraft vollstreckt werden.

60. § 91 erhält folgende Fassung:

§91

(1) Der Antrag auf Vollstreckung ist bei dem gemäß § 93 
Abs. 1 zuständigen Kreisgericht einzureichen. Ihm ist die voll­
streckbare Ausfertigung des Vollstreckungstitels beizufügen.

(2) Der Gläubiger soll in dem Antrag Angaben über bereits 
erbrachte Leistungen und vorangegangene Vollstreckungsmaß­
nahmen machen, über die Einkommens- und Vermögensverhält­
nisse des Schuldners informieren und Vorschläge über die Art 
und Weise der Vollstreckung unterbreiten sowie ihm später 
noch bekannt werdende den Schuldner betreffende Veränderun­
gen, durch die die Vollstreckungsmaßnahmen beeinflußt werden 
können, dem Gericht mitteilen.

61. § 92 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

(1) Der Antrag auf Vollstreckung ist vom Sekretär durch 
Beschluß zurückzuweisen, wenn

1. die Voraussetzungen für die Vollstreckung nicht vorliegen 
und innerhalb einer dem Gläubiger zu setzenden Frist auch 
nicht erfüllt werden;

2. die Vollstreckung des Anspruchs verjährt ist und nicht 
nach Abs. 2 ausdrücklich zugelassen worden ist;

3. der Gläubiger die von ihm geforderte Gebühren- und 
Auslagenvorauszahlung nicht innerhalb der ihm gesetzten 
Frist geleistet hat

62. § 93 erhält folgende Fassung:

§93

(1) Für die Vollstreckung ist das Kreisgericht zuständig, in 
dessen Bereich der Schuldner seinen Wohnsitz oder Sitz hat 
oder sich pfändbares Vermögen des nicht im Inland wohnhaften 
Schuldners befindet.

(2) Das gemäß Abs. 1 zuständige Kreisgericht kann das 
Vollstreckungsverfahren an das Kreisgericht verweisen, in des­
sen Bereich der Schuldner seinen Wohnsitz oder Sitz während 
der laufenden Vollstreckung begründet, wenn das im Interesse 
einer schnelleren und sachgemäßen Verwirklichung der Ent­
scheidung erforderlich ist. Dieses Kreisgericht wird durch die 
Verweisung zuständig; es kann das Vollstreckungsverfahren 
weiter verweisen, wenn der Schuldner seinen Wohnsitz oder Sitz 
erneut verlegt. Die Verweisung ist dem Gläubiger und dem 
Schuldner sowie bei einer Forderungspfändung auch dem 
Drittschuldner mitzuteilen.

(3) Das zuständige Kreisgericht kann ein anderes Kreisgericht 
um die Durchführung einzelner Vollstreckungsmaßnahmen so­
wie um die Vernehmung des Schuldners gemäß § 95 Abs. 1 
ersuchen. Das ersuchte Gericht hat die Hinweise des ersuchen­
den Kreisgerichts zu beachten sowie die Vollstreckungsunter­
lagen und einen erzielten Vefwertungserlös nach Erledigung des 
Ersuchens an das zuständige Kreisgericht zu übersenden.

(4) Soll die Vollstreckung in einem anderen Staat durch­
geführt werden, ist ein an das zuständige ausländische Gericht 
gerichteter Vollstreckungsantrag des Gläubigers mit den zur 
Vollstreckung erforderlichen Unterlagen im Wege der Rechts­
hilfe an das zuständige Gericht des anderen Staates weiterzulei­
ten.

63. § 94 erhält folgende Fassung:

§94

(1) Die Vollstreckung obliegt dem Sekretär. Er führt aufgrund 
des gestellten Vollstreckungsantrags, die in diesem Gesetz oder 
in anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen Vollstreckungs­
maßnahmen durch und trifft die insoweit erforderlichen Ent­
scheidungen, soweit nicht eine richterliche Entscheidung vorge­
schrieben ist Durch Rechtsvorschrift kann die Durchführung 
bestimmter Vollstreckungsmaßnahmen auf Gerichtsvollzieher 
übertragen werden.

(2) Wird die Vollstreckung eines Zahlungsanspruchs bean­
tragt, können auch mehrere Vollstreckungsmaßnahmen gleich­
zeitig durchgeführt werden.

(3) Maßnahmen der Vollstreckung sind nur werktags und nur 
in der Zeit von 6.00 bis 22.00 Uhr durchzuführen. Wenn es zur 
Erreichung des Vollstreckungsziels unumgänglich erscheint, 
kann der Richter in Ausnahmefällen die Durchführung einer 
Vollstreckungsmaßnahme außerhalb dieser Zeit gestatten. Die 
Erlaubnis ist schriftlich zu erteilen; sie ist bei der Vollstreckung 
vorzuweisen.

(4) Zur Durchsetzung von Vollstreckungsmaßnahmen kann 
polizeiliche Hilfe in Anspruch genommen werden, wenn der 
Schuldner oder ein Dritter gegen die Vollstreckung Widerstand 
leistet oder wenn Widerstand zu erwarten ist.

64. § 95 erhält folgende Fassung:


